
Für das Nachschlagewerk! 
Für die Fachpresse!
Für die amtliche Sammlung!
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3 0. Juni 1966
90

Gesetz: GG Art» 3, 9 Abs, 3, Art» 14, 80 Abs» 1, Art. 123, 126,
129; BVerfGG § 86 Abs. 2; Gesetz über die Zulassung öffent­
licher Spielbanken vom 14. Juli 1933 (RGBl. I S. 480).
VO über öffentliche Spielbanken vom 27. Juli 1938 (RGBl. I 
S. 955) i.d.F. der VO vom 31« Januar 1944 (RGBl. I S. 60)
§ 7; VO über die Verwendung des TronC der öffentlichen 
Spielbanken des Freistaates Bayern (TroncSatzung) vom 20. 
November 1961 (GVB1. 1961 S. 250) und vom 26. ilpri'l 1963 
(GVB1. 1963 S. 116) i.d.F. der VO vom 2. Dezember 1963 
(GVB1„ 1963 S. 226); ZPO § 256,

Leitsätze:
1) § 7 Abs. 2 Satz 2 Spielbank-VO vom 27. Juli 1938 i.d.F. 
v. 31. Januar 1944 enthält auch heute noch geltendes Recht; 
auch die) Ermächtigung, "das Nähere" durch eine Satzung zu 
regeln, gilt fort. Nicht zu entscheiden war, ob die Er­
mächtigung auf den zuständigen Bundes- oder Landesminister 
übergegangen ist.

'2) § 7 Abs. 2 Satz 2 Spielbank-VO gebietet, daß
a) das Spendenaufkommen einer Spielbank bei dieser verbleibt, sofern sie ein selbständiger Betrieb 

ist,
b) das Spendenaufkommen "der Gefolgschaft" der einzelnen Spielbank zugute kommt,
c) grundsätzlich auch Teile des Spendenaufkommens für gemeinnützige Zwecke vorgesehen werden»

3) Die Troncsatzung 1961 und §§ 9, 7 Troncsatzung 1963 sind 
unwirksam, soweit sie eine von vorstehender Ziff. 2) ab­
weichende Regelung treffen.
4) Unmittelbare Ansprüche eines Croupiers auf Zahlung 
von Punktanteilen neben seinem Gehalt bestehen allein auf 
Grund des § 7 Spielbank-VO nicht» Er hat aber ein recht­
liches Interesse daran, daß die Unzulässigkeit von Entnahmen 
aus dem Spendenaufkommen, die § 7 Spielbank-VO widersprechen, 
alsbald festgestellt wird».

Aktenzeichen: 5 AZR 256/65 
Urteil des BAG vom 30° Juni 1966 LAG Bayern
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1 Sa 64-2/64- Bayern
Verkündet
am JO„ Juni 1966
ge2» Heinrich, 
RegierungshauptSekretär als Urkundsbeamter 
der Geschäftsstelle

Im Namen des Volkes!
Urteil
In Sachen

hat der Fünfte Senat des Bundesarbeitsgerichts auf Grund 
der mündlichen Verhandlung vom 26 „ Mai 1966 durch den 
Senatspräsidenten Professor Dr. Dr„ Boldt, die Bundes­
richter Dr» Auffarth und Siara sowie die Bundesarbeits­
richter Kutschbach und Dr» Eck für Recht erkannt:

Auf die Revision des Klägers wird unter Zurück­
weisung der Revision im übrigen das Urteil des 
Landesarbeitsgerichts Bayern vom 22„ April 1965
- 1 Sa 64-2/64- - teilweise aufgehoben und ins­
gesamt wie folgt neu gefaßt:
Unter Zurückweisung der Berufung des Beklagten 
und der Berufung des Klägers im übrigen v/ird 
auf die Berufung des Klägers das Urteil des 
Arbeitsgerichts München vom 220 November 1965
- 1 Ca I 188/62 - teilweise abgeändert und

-  2 -

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


-  2 -

insgesamt wie folgt neu gefaßt:
Es wird festgestellt, daß der Beklagte 
nicht berechtigt war, für die Zeit vom 
I. Oktober 1961 bis 30» November 1962 
aus den Tronc der Spielbank Bad l/iessee 
Zahlungen für
Spiclbanküberwachung DM 33°600,-Geschäftsführer DM 22=902,01
polizeiliche Überwachung DM 3»600,00
Personalkosten des Zweiges DM 13=649?50
Überschuß DM 34^=149,99
insgesamt DM 4-18 „897 5 50
zu entnehmeno
Im übrigen wird die Klage abgewiesen»
Die Kosten trägt der Kläger zu 1/7, der 
Beklagte zu 6/7°

Von den Kosten des Berufungs- und Revisionsver­
fahrens trägt der Kläger 1/10, der Beklagte 9/10=

V o n  R e c h t s  w e g e n !

3
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Tat _b es t andj_

Der der Gewerkschaft Handel, Banken und Versicherungen 
angehörende Kläger war vom 15» Juli 1955 his 3= Juni 1957 
als Croupier bei der Spielbank G.-r1'- '-P. V tätig
und ist seitdem bei der Spielbank B> \! \ beschäftigt»
Die beiden Spielbanken wurden zunächst von einem Privat­
unternehmer betrieben» Ab 1» Mai 1961 übernahm der Beklagte 
die Spielbank B?,1 R' '.' ' h u n d  ab 1» Oktober 1961 die 
Spielbanken Bat. K.. f _ G. :• •' •- *’ -Pr : *-* •'•••• . n und 
B.\ . W:. v.‘ ".» Das Bayerische Staatsministerium des Innern 
erteilte am 16» März 1961 die Konzession dem Bayerischen 
Staatsninisterium der Finanzen, Staatliche Lottcrievcr- 
waltung» Das Bayerische Staatsministerium der Finanzen er­
ließ am 2» Juni 1961 eine Betriebsatzung für die vorge­
nannten Spielbanken» Nach § 2 Abs» 1 dieser Satzung ist 
Jede Spielbank ein eigener kaufmännisch eingerichteter Be­
trieb im Sinne des § 15 Reichshaushaltsordnung» Die Betriebe 
unterstehen nach § 3 der Aufsicht des neu errichteten 
"Zweig öffentliche Spielbanken der Staatslotterie" (in 
folgendem Zweig genannt)»

Der Kläger war auch nach der Übernahme der Spielbank 
B W:■ i - ' durch den Beklagten dort xireitcrhin als Croupier
tätig» Ein schriftlicher Arbeitsvertrag bestand zwischen ' 
den Parteien bis zum 30» Juni 1963 nicht» Auch galt zum 
Zeitpunkt der Übernahme der Spielbank B> . \I: <■ ••••'> kein 
Tarifvertrag» Der Kläger erhielt feste Bezüge in Höhe von 
1»250,- DM monatlich und ferner 10/8 Punktanteile aus 
75 % des bei der Spielbank gebildeten Trore<> . einer Ver­
mögensmasse, die aus Zuwendungen der Spiclbankbesuchcr be­
steht» In der Zeit.vom 1» Oktober 1961 bis 30° November 
1962 betrugen diese Anteile für den Kläger im Monats­
durchschnitt 3°968.,57 DM» Ab 1» Juli 1963 vereinbarten 
die Parteien einzelvertraglich die Anwendung der Be­
stimmungen des zwischen dem beklagten Freistaat und der 
Deutschen Angestellten-Gewerkschaft (DAG) abgeschlossenen 
Gehaltstarifvertrages vom 14» Januar 1963° Der Kläger

_ Z|. _
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nacht Ansprüche gemäß seinem Funktanteil von 10/8 
aus dem restlichen Troneaufkommen von 25 % für die 
Zeit von 1» Oktober 1961 bis 50» November 1962 
geltende

Nach § 7 Ab.So 1 der vom Reichsminister des 
Innern erlassenen Verordnung über öffentliche Spiel­
banken vom 27o Juli 1938 (RGBl» I S» 955) iod=F» der 
Verordnung vom 31» Januar 1944- (RGBl» I S» 60) - in 
folgenden Spielbank-VO genannt - ist den bei einer 
Spielbank beruflich beschäftigten Personen die An­
nahme von Geschenken oder ähnlichen Zuwendungen, die 
ihnen mit Rücksicht auf ihre berufliche Tätigkeit 
gemacht werden, insbesondere die Annahme von sogo 
Trinkgeldern, verboten., Nach § 7 Abs» 2 Satz 1 werden . 
von diesem Verbot solche Zuwendungen ausgenommen, die 
von Besuchern der Spielbank den bei der Spielbank be­
ruflich beschäftigten Personen für die Gesamtheit oder 
bestimmte Teile der Gefolgschaft oder für die Spielbank 
oder ohne ersichtliche Zweckbestimmung gegeben und von 
diesen Personen den für solche Spenden besonders auf- 
gestellten Behältern unmittelbar zugeführt werden» Nach 
Abs» 2 Satz 2 dieser Vorschrift iod.F, der Verordnung 
von 1958 waren diese Zuwendungen, ebenso wie die von 
Besuchern der Spielbank,den Behältern unmittelbar zu- 
goführten Zuwendungen, ohne Rücksicht auf einen etwaigen 
anderweitigen Willen des Spenders an den Spiclbankunter- 
nohmer abzuliefern und von diesem "ausschließlich z u ­
gunsten der Gefolgschaft (für Arbeitsentgelt, Besoldung, 
Wohlfahrtszwecke) zu verwenden"; das Nähere sollte die 
höhere Verwaltungsbehörde in einer Satzung bestimmen» 
Burch die Verordnung von 1944 wurde § 7 Abs» 2 Satz 
2 dahin geändert, daß die Spenden von dem Spielbank­
untornehmer "zugunsten der Gefolgschaft (für Be­
soldung, sonstiges Arbeitsentgelt, Wohlfährtszwecke) 
sowie für gemeinnützige Zwecke"-zu' verwenden sind und 
ferner, daß das Nähere der Reichsminister des Innern 
in einer Satzung bestimme, die allen übrigen Vorschriften 
und Verträgen über die Spenden und deren Verwendung vor-
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gehe» Nach Abs„ 3 des § 7 bezieht sich das Verbot der 
Annahme von Trinkgeldern nicht auf die üblichen Zu­
wendungen- an die bei einer Spielbank beschäftigten 
Dienere Näheres soll ebenfalls die Satzung regeln«

Am 20« November 1961 erließ das Bayerische Staats­
ministerium des Innern mit Rückwirkung vom 1« Oktober 
1961 "auf Grund des § 7 Abs« 2 Satz 2 und Abs« 3 Satz 
2 der Verordnung über öffentliche Spielbanken vom 27«
Juli 1938 (RGBl« I So 955) i.d.F, vom 31. Januar 1944- 
(RGBlo I So 60) und des Art« 129 Abs0 2 des Grundge­
setzes" eine Verordnung (Troncsatzung), in der die Ver­
wendung des Trorp: der öffentlichen Spielbanken dos Be­
klagten im einzelnen geregelt wurde (GVB1« 61, So 250; 
Troncsatzung 1961)« Diese Regelung sieht im wesentlichen 
vor:

75 % aus dem Aufkommen der einzelnen Spielbank sind 
zur Deckung der Personalausgaben einschließlich sozialer 
Abgaben und sonstiger sozialer Aufwendungen für die im 
spieltechnischen Dienst dieser Spielbank Beschäftigten 
zu verwenden und an diese in Form von festen Bezügen 
sowie nach einem von dem Zweig aufgestellten Punktsystem 
für die einzelne Spielbank zu verteilen, soweit sich 
die Verteilung nicht aus Tarifverträgen oder Dienstver­
einbarungen' ergibt (§ 2 Abs0 1 Buchst, a)«

20 % aus dem Gesamtaufkommen aller Spielbanken sind 
zur Deckung der Personalausgaben einschließlich sozialer 
Abgaben und sonstiger sozialer Aufwendungen für jüntliche 
im sonstigen Dienst der Spielbanken und des Zweiges 
Beschäftigten einschließlich der Arbeitgeberanteile zur 
Sozialversicherung für sämtliche Bedienstete gemäß Buch­
stabe a und b zu .verwenden» Der nach Absa 1 Buchstabe 
b nicht benötigte Teil aus dem Gesamtaufkommen aller 
Spielbanken wird einer Rücklage zugeführt (§ 2 Abs» 1 
Buchstabe b)»

Der Zweig verwaltet die Beträge nach § 2 Abs« 1 
Buchstabe b und erhält hierfür und für Maßnahmen, die 
auch den Beschäftigten zugute kommen, sowie zur Abgeltung
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steuerlicher Belastungen aus dem ironcaufkommen 
5 % aus dem Gesamtaufkommen aller Spielbanken 
(§ 2 Abs. 2)o § 3 befaßt sich mit der Verwendung 
der Rücklage.

Mit Verordnung vom 26. April 1963 (GVB1. 63,
116) hat der Beklagte die ironcsatzung vom 20»
November 1961 mit Wirkung vom 1„ Dezember 1962 auf­
gehoben und eine neue Troncsatzung erlassen (ironc- • 
Satzung 1963)° Darin wurde u.a. in § 9 bestimmt, daß 
die am 30« November 1962 vorhandene Rücklage aufge­
löst und nach Maßgabe des § 7 der ironcsatzung 1963 
(rückwirkend geändert ab,Io Dezember 1962 durch Ver­
ordnung vom 2o Dezember 1963, GVB1. 63 So 226) ver­
teilt wird» Nach § 7 Abs» 1 Ironcsatzung 1963 sind 
Überschüsse aus dem ironcaufkommen aller Spielbanken 
auf die einzelnen Spielbanken nach Maßgabe der je­
weiligen iarifverträge oder Dienstvereinbarungen auf- 
zuteileno Der Gchaltstarifvertrag mit der DAG vom 
14-o Januar 1963 sieht in § 3 Nr» 4- vor, daß Bad Wiessee 
von dem Gesamtüberschuß 50 %, Garmisch-Partenkirchen 
20 % und Bad Reichenhall und Bad Kissingen je 15 % er­
haltene Der auf die einzelne Spielbank entfallende Be­
trag ist nach § 7 Absc 2 Ironcsatzung 1963 auf alle Be­
schäftigten (außer Beamten) nach gleichen Kopfteilen zu 
verteilen.

Der Beklagte hat für den Zeitraum vom 1. Oktober 
1961 bis 30o November 1962 dem Troncaufkommen der Spiel­
bank Bad Wiessee einen Betrag von 4-75°562,11 DM entnommen 
und für folgende Zwecke verwendet:

a)b)
c)
d)
e)
f)
S)h)
i)

1)m)
- 7 -

Arbeitgeberanteile zur Sozialversicherung DM 35°201,52
Spielbanküberwachung DM 33o600,00
Geschäftsführer der Spielbank DH 22.902,01
Polizeiliche Überwachung DH 3°600,00 

7°595,40Kollektivversicherung (Gruppenunfall­
versicherung)

DM
Sozialfonds DM 7,000,00
Spende Hamburg DM 1.5C0,0Ö

2.495,95Uniform- und Kleidungsgelder DM
Kindergelder DM 960,00
Beirats- und Geburtsbeihilfen DM 1.137,74-
Weihnachtsfeier DM 774,00
Personalkosten des Zweiges DM 13.64-9,50
für Bad Wiessee nicht verwendeter Über­
schuß

DM 345°145,99°JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


- 7 -
90

Der Kläger hat im ersten Hechtszug die Recht­
mäßigkeit aller vorstehenden Entnahmen bestritten» Im 
zv/eiten Rechtszug hat er die Entnahmen für Kollektiv­
versicherung, Sozialfonds, Spende Hamburg, Uniform- und 
Kleidergelder, Kindergelder, Heirats- und Geburtsbei­
hilfen und Weihnachtsfeier (Posten e) bis k)) in Höhe 
von insgesamt 21 <,463,09 DH anerkannt, so daß noch die 
Summe von 454» 099,02 DH streitig is to

Der Kläger ist der Heinung, die Troncsatzungen 1961 
und 1963 seien nichtige Die für die Posten a) bis d), 1) 
und m) erfolgten Entnahmen widersprächen auch der Vor­
schrift des § 7 Abs, 2 Spielbank-VO i.d.P. von 1938» Die 
Verordnung zur Änderung des § 7 Abs0 2 vom 31» Januar 
1944 sei von vornherein unv/irksam gev/esen» Zumindest 
schreibe sie nicht zv/ingend vor, einen Teil des Tronc- 
aufkommens für gemeinnützige Zv*Tecke zu verv/enden„ Dem 
Kläger stehe daher auf Grund seines Arbeitsvertragos in 
Verbindung mit § 7 Abs» 2 Spielbank-VO i„doPo von 1938 
ein unmittelbarer Anspruch auf Auszahlung seiner Punkt­
anteile aus den zu Unrecht dem Tronc entnommenen Beträgen 
zu»

Der Beklagte ist der Auffassung,' die Troncsatzungen 
seien rechtsv/irksam» Die beanstandeten Entnahmen hielten 
sich sowohl im Rahmen der Troncsatzung als auch der Spiel­
bank-VO o

Das Arbeitsgericht hat die Troncsatzung 1961 für nich­
tig erachtet,•weil sie nicht von dem sachlich zuständigen 
Bundesministor erlassen worden sei, in verschiedenen 
Punkten den § 7 Abs0 2 der Spielbank-VO geändert habe 
und gegen den Grundsatz der Tarifautonomie verstoße» 
Grundlage für Ansprüche des Klägers sei daher § 7 Spiel­
bank-VO 1938/44o Der Beklagte habe dem Troncaufkommen 
ohne Rechtsgrund die Kosten der Spielbanküberwachung 
(35»600,-- DH) und der polizeilichen Überwachung (3*600,- DII) 
entnommene Das gleiche gelte für die Personalkosten des 
Zweiges (13° 649,50 DH) und den /Überschuß, soweit er den 
im Rahmen der Brancheüblichkeit als angemessen anzusehen­
den Betrag von 100»000,- DH übersteige (245»145,99 DH)°
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Die übrigen Entnahmen seien nach § 7 Spielbank-VO zu­
lässig» Da weiterhin auch eine Verwendung von ledig­
lich 75 % des gesamten Spendenaufkommens für Punkt- 
anteile als brancheüblich angesehen werden müsse, könne 
der Kläger auch nur aus 75 % der sich aus den bean­
standeten Entnahmen ergebenden Summe von 295 = 995,4-9 DH, 
also aus 221,996,62 DH, die ihm zustehenden Funktan- 
teile beanspruchen» Das Arbeitsgericht hat daher auf 
den Hauptantrag der Klage insoweit stattgegeben, als 
der Beklagte verpflichtet sei, an den Kläger diejenige 
Summe zu bezahlen, die seinem Funktanteil von 10/8 aus 
221»996,62 DM entspreche»

Gegen dieses Urteil haben beide Parteien Berufung 
eingelegt, wobei der Kläger seinen Klagantrag auf die 
Funktanteile aus 4-54-»099,02 DM beschränkt hat» Der Be­
klagte hat die Abweisung der Klage in vollem Umfang be­
gehrt» Diesem Antrag hat das Landesarbeitsgericht ent­
sprochen» Es hält die Troncsatzung 1961 für rechtswirk- 
san. Zu ihrem Erlaß sei das Bayerische Staatsministerium 
des Innern befugt gewesen» Die Troncsatzung halte sich 
auch im Rahmen der fortgeltenden Spielbank-VO 1958/4-4-° 
Danach habe der Kläger aber das erhalten, was er zu be­
anspruchen habe»-

Mit der Revision verfolgt der Kläger seine in 
zweiter Instanz gestellten Anträge weiter» Er begehrt 
die Feststellung,

daß der Beklagte verpflichtet ist, an den Kläger 
für die Zeit vom 1» Oktober 1961 bis zum 50» 
November 1962 über das Urteil des Arbeitsgerichts 
hinaus diejenige Summe zu bezahlen, die ins­
gesamt 10/8 Funktonteilen aus 4-54-»099,02 DH 
entspricht,
hilfsweise, festzustellen, daß der Beklagte ver­
pflichtet ist, an den Kläger für die Zeit vom 
1» Oktober 1961 bis 50» November 1962 von den 
aus dem Tronc der Spielbank Bad V/iessee nicht 
an die Arbeitnehmer dieser Spielbank zur Aus­
zahlung gebrachten Beträgen und zwar
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if v

a) Arbeitgeberantoil zur Sozialver­
sicherung

DM 35«201,52

b) Spielbanküberwachung DM 33«600,00
c) Geschäftsführer DM 22.902,01
d) polizeiliche Überwachung DM 3.600,00
e) Personalkosten des Zweiges DM 13 = 649,50
f) Überschuß DH
insgesamt DM 454.099,02

die Summe zu zahlen, die dem Punktanteil 
10/8 entspricht,

des Klägers von

hilfsweise, den Beklagten zu verurteilen, an den 
Kläger und die jeweils bei dem. Beklagten in der Spielbank 
B i W •. vom 1» Oktober 1961 bis 30» November 1962
beschäftigten Arbeitnehmer den Betrag von PH 454.099,02 
zu zahlen,

hilfsweise, festzustellen, daß der Beklagte nicht 
berechtigt war, für d.ie Zeit vom 1„ Oktober 1961 bis 
30„ November 1962 aus dem Tronc der Spielbank Bad Wics- 
see Zahlungen für
a) Arbeitgeberanteil zur Sozialver­

sicherung DM 35.201,52

b) Sp i elbanküb erwachung DM 33«600,00
c) Geschäftsführer DM 22.902,01
d) polizeiliche Überwachung DM 3.600,00
e) Personalkosten des Zweiges DM 13=649,50
f) Überschuß DM _
insgesamt DH 454.099,02
zu entnehmen.

Der Beklagte beantragt die Zurückweisung der Revision«

Epischeidunp:sgründej,
1) Als Anspruchsgrundlage kommt nur die Spielbank-VO 

in Verbindung mit dem Arbeitsvertrag des Klägers in Be­
tracht» Deshalb kommt es zunächst auf die Fortgeltung der 
Spielbank-VO an. Diese ist zu bejahen, und zwar gilt die 
Spielbank-VO entgegen der Meinung des Klägers in der Fassung 
der Inderüngs-VO vom 31. Januar 1944-»
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a) Die Spielbank-VO 1938 und die Änderungs-VO 
1944 hat der Reichsrainister des Innern auf Grund des
§ 3 des Gesetzes über die Zulassung öffentlicher Spiel­
banken von 14» Juli 1955 (RGBl» I So 480; Spielbank­
gesetz) -erlassen» § 3 Abs» 1 Spielbankgesetz bestimmt, 
daß der Reichsrainister des Innern zur Durchführung und 
Erqänzun.g dieses Gesetzes Rechtsverordnungen und all­
gemeine Verhaltungsvorschriften erlassen kann» Es ist 
unerheblich, daß die Ermächtigungsnorm des § 3 Abs» 1 
Spielbankgesetz nach Inkrafttreten des Grundgesetzes gemäß 
Art« 129 Abs» 3 GG Jedenfalls insoweit außer Kraft ge­
treten ist, als sie auch zur Er^änzun^ des Spiclbankge- 
setzes ermächtigteo Denn bei der Spielbank-VO handelt 
es sich um sog» vorkonstitutionelles Recht, dessen 
Gültigkeit nach dem seinerzeit geltenden Recht zu be­
urteilen ist» In den Jahren 1958 und 1944 waren aber sogar 
Ermächtigungen zulässig, die die Regelung einer Rechts- 
matcrie vollständig dem Verordnungsgeber überließen» Vor­
konstitutionelle Rechtsvorschriften, die auf Grund in­
zwischen erloschener Ermächtigungen ergangen sind, bleiben 
weiterhin in Kraft, sofern sie im übrigen mit dem Grund­
gesetz vereinbar sind, Art» 123 Abs» 1 GG (BVerfGE 2,
307 C326J; BVerwGE 7, 114 [1233; BGHZ 9, 390 [3993; 23,
227 12553; Bonner Kommentar, Art» 123 Anm» II 6; Hamsun, 
GG, 2» Aufl», Art» 129 Anm» 12)»

b) Der Kläger geht selbst von der Eortgeltung 
der Spiclbank-VO i„d„E» von 1938 aus» Aber auch die 
Änderungs-’VO vom 31» Januar 1944 ist entgegen der Meinung 
dos Klägers wirksam zustande gekommen» Wenn die Neu­
fassung des § 7 Abs» 2 Satz 2 Spielbank-VO die Verwendung 
des Troncaufkomraens nunmehr nicht nur zugunsten der Ge- • 
i'olgschaft, sondern auch für gemeinnützige Zwecke vor­
sieht, so liegt darin weder ein Widerspruch zum Spiel­
bankgesetz (§ 1 Abs» 2) selbst, noch zu der unveränderten 
Bestimmung des § 7 Abs» 1 Spielbank-VO» Indem § 1 Abs» 2 
Spielbankgesetz vorschreibt, das Aufkommen aus den Spiel- 
-ellN_ebnis s en sei für gemeinnützige Zwecke zu verwenden, 
soweit es nicht nach Grundsätzen der Wirtschaftlichkeit
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dem Spielbankunternehmer zu belassen ist, ist damit 
noch nichts über die Frage ausgesagt, was mit.den 
Spenden^ (Tronc-)aufkommen zu geschehen hat» Diese 
Materie wird nicht im Spielbankgesetz, sondern erst in 
der Spielbank-VO - nach den damaligen staatsrechtlichen 
Verhältnissen zulässigerweise - geregelt» Die Spiel­
bank-VO unterscheidet auch klar zwischen dem Aufkommen 
aus dem Spielergebnis selbst (§9) und dem Aufkommen 
aus den freiwilligen Zuwendungen der Spieler (§ 7 Abs» 2)» 
Aus dem Spielbankgesetz kann weder eine positive noch 
eine negative Entscheidung des Gesetzgebers über die Ver­
wendung des Spendenaufkommens entnommen v/erden»

Es ist auch nicht ersichtlich, inwiefern die Neu­
fassung des § 7 Abs» 2 Satz 2 etwa gegen § 7 Abs» 1 
Spielbank-VO verstoßen sollte» In § 7 Abs» 1 wird den 
einzelnen Angestellten der Spielbank die Annahme von 
Spenden grundsätzlich verboten, um einen ordnungsgemäßen 
Spielablauf sicherzustellen» Es soll den besonderen Ge­
fahren, die insbesondere eine Beeinflussung des spiel- 
technischen Personals durch die Spieler heraufbeschwören 
würde, vorgebeugt werden» Abs» 2 aaO modifiziert dieses 
Verbot dahin, daß Spenden, die besonderen Behältnissen 
zugeführt und treuhänderisch vom Spielbankunternehmer 
verwahrt werden, zulässig sind» Es wird dann weiter be­
stimmt, was mit diesen Spenden zu geschehen hat» Die 
Regelung des § 7, auch in der Passung von 1944-, bildet 
ein sinnvolles einheitliches Ganzes» Im Vordergrund 
steht der Gedanke des ordnungsgemäßen Spiclablaufs und 
das dadurch bedingte Verbot der Annahme von Einzclzu- 
wendungen» Unter diesem Gesichtspunkt und unter Berück­
sichtigung des Grundgedankens des Spielbankgesetzes 
selbst (§ 1 Abs» 2), daß nämlich aus dem Spielbetrieb 
keine unangemessenen Gewinne gezogen werden dürfen, 
ist es durchaus vertretbar und sinnvoll, auch das Spenden- 
aufkomnen, ebenso wie das Aufkommen aus dem Spielergebnis, 
nicht in vollem Umfang den Beteiligten zu belassen, 
sondern Teile davon für gemeinnützige-Zwecke zu verwenden»
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c) § 7 Abs» 2 Satz 2 der Spielbank-VO iod0Fo von 
1944 enthält auch heute noch materiell gültiges Recht 
(Arto 123 Abs» 1 GG)„ Die Erweiterung der Verwendungs­
möglichkeit des Spendenaufkommens (Tronc) für gemein­
nützige Zwecke verstößt weder gegen Art» 14 i.Y.nioArt.
3 GG noch gegen Art» 9 Abs» 3 GG» Auszugehen ist von 
den Verbot der Annahme von Geschenken für die Bediensteten 
der Spielbank mit Ausnahme der Diener (§ 7 Abs» 1 Spiel­
bank-VO)» Dem Verbot widersprechende Zuwendungen wären 
nichtig (§ 134 BGB)„ Der Spieler könnte die Zuwendungen 
zurückverlangen (§ 817 BGB)» Individuelle Ansprüche 
eines Beschäftigten der Spielbank gegen den Spieler 
aus einer Spende sind ausgeschlossen» Möglich sind nur 
- vorbehaltlich näherer Konkretisierung - Ansprüche des 
einzelnen Beschäftigten gegen den Spielbankunternehmer, 
der das Spendenaufkommen treuhänderisch zu verwalten hat» 
Der Inhalt derartiger Ansprüche wird aber von vornherein 
durch die verorcnungsrechtliche Regelung bedingt und 
ß̂£?Gnzt_o_ § 7 Abs» 2 Spielbank-VO beschränkt nicht die 
Ansprüche der Beschäftigten aus dem Spendenaufkommen, 
sondern läßt sie nach Maßgabe näherer Regelung über­
haupt erst zur Entstehung gelangen» Die Spielbank-VO 
kann schon begrifflich keinen Eingriff in Vermögens­
werte Rechte enthalten, die noch gar nicht entstanden 
sind» Bloße Interessen, Chancen oder Verdienstmöglich­
keiten sind keine dem Eigentum gleichstehenden, ent-' 
eignungsfähigen Rechte im Sinne des Art» 14 Abs» 1 GG 
vgl» BAG AP Kr» 1 Saarländisches Diätengesetz Ziff» 5 
a; BVerfGE 4, 7 [17]; BGKZ 8 , 273 [2753i Hamann, GG,
2» Aufl», Art» 14 Anm» B 1 b)»

Soweit § 7 Abs» 2 Spielbank-VO i»d»P» 1944 gegen­
über der Fassung von 1938 eine Verschlechterung der 
Interessen und Chancen für die Beschäftigten der Spiel­
bank enthält, war diese Veränderung zudem bereits un­
mittelbar mit Inkrafttreten der Änderungs-VO von 1914 
vollzogen, zu einem Zeitpunkt also, der lange vor der 
Beschäftigung des Klägers als Spielbankangestelltez> 
liegt» 5iir_ihn sind im Gcltungszcitraum der Spielbank-
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VO i»d»F» 1938 koine Anwartschaftsrechte entstanden»
Selbst wenn man aber einmal unterstellen xdirde, daß 
die verschlechternde Regelung der iinderungs-VO einen 
enteignungsgleichen Tatbestand (Sonderopfer) darstellen 
könnte, so wäre dieser doch bereits 1944- abgeschlossen 
gewesen» Hach der Rechtsprechung des Bundesverfassungs­
gerichts ist eine Enteignung mit dem Entzug des Stamm­
rechts vollendet, selbst wenn sich diese Enteignung noch 
in fortlaufenden Belastungen für die Zukunft ausuirkt 
(BVerfGE 2, 237 [246] zur Hypothekengewinnabgabe)»

Eine im Jahre 194-4 getroffene und abgeschlossene 
verordnungsrechtliche Maßnahme kann zudem schon rein 
begrifflich keinen Verstoß gegen Art» 14 Abs» 3 GG (sog» 
Junctimsklausel) beinhalten» Vorkonstitutionelle Ent­
eignung snormen können als durch Art» 133 Abs» 2 Satz 2 
Weimarer Verfassung ergänzt angesehen werden, falls sie 
nicht ausdrücklich die Entschädigung ausschließen 
(BVerfGE 4, 219 [2373)° Zudem war nach der staatsrecht­
lichen Lage im Jahre 1944 auch eine entschädigungslose 
Enteignung zulässig, da Art» 153 Weimarer Verfassung 
seit den Inkrafttreten des Ermächtigungsgesetzes vom 
24» März 1953 (RGBl» I S» 141) nur noch als einfaches 
Reichsgesetz weitergalt (BVerfGE 2, 237 [249 - 254])»

Die Regelung des § 7 Abs» 2 Satz 2 Spielbank-VO 
enthält auch keinen Verstoß gegen den Grundsatz der Tarif­
autonomie (Art» 9 Abs» 3 GG), .soweit grundsätzlich eine 
Verwendung des Spendenaufkommens nach Maßgabe einer 
Satzung vorgesehen wird; denn das Grundgesetz war noch 
nicht in Kraft» Eipe andere und unter Buchstabe d zu 
erörternde Frage ist es, ob heute noch Satzungsbe­
stimmungen über die Verteilung des Troncaufkommens zu­
lässig sind»

d) Auch die Ermächtigung des § 7 Abs» 2 Satz 2 Halbs» 
2 Spiolbank-VO i„d»F» v» 1944 "das Nähere" bestimme der 
Rcichsminister des Innern in einer Satzung, gilt grund­
sätzlich fort» Derartige Satzungen können auch heute noch ' 
erlassen werden» Vorkonstituionclle Ermächtigungsnorncn
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brauchen hinsichtlich ihrer Konkretisierung nach Inhalt, 
Zueck und Ausmaß den Anforderungen des Art» 80 Abs0 1 
Satz 2 GG nicht zu genügen (BVerfGE 2, 307 C326]; 15?
268 [271]; Wolff, AöR 78, 194 [211])» Ihre Fortgeltung 
ist vielmehr ausschließlich nach der Sondervorschrift 
des Art» 129 Abs0 3 GG zu beurteilen» Danach sind nur 
Rechtsvorschriften erloschen, die zu ihrer Änderung 
oder Ergänzung oder zum Erlaß von Rechtsvorschriften 
anstelle von Gesetzen ermächtigen»

Nach Art» 129 Abs» 3 GG ist es im Gegensatz zu 
Art» 80 Abs» 1 Satz 1 GG nicht erforderlich, daß die 
vorkonstitutionelle Ermächtigung in einem formellen 
Gesetz; enthalten ist» Für diese Auffassung spricht 
schon der Wortlaut des Art» 129 Abs» 3 GG ("Rechtsvor­
schriften")» Aber auch nach dem Sinn und Zweck der-. 
Verfassungsnorm ist eine andere Auslegung nicht zu 
vertreten» Dem Grundgesetzgeber war bekannt, daß 
nach 1955 du der Gesetzgebung immer weniger ein Unter­
schied zwischen formellem Gesetz und Rechtsverordnung 
gemacht wurde» Häufig wurden Ermächtigungen im Ver- 
ordnungsuege erteilt» Es ist nichts dafür ersichtlich, 
daß diese Ermächtigungen grundsätzlich allein schon 
deshalb erloschen sein sollten, weil sie nicht in 
einem formellen Gesetz enthalten waren. Auch das 
Bundesverfassungsgericht geht davon aus, auf Grund 
eines Gesetzes erlassene Rechtsverordnungen könnten 
ihrerseits wieder zum Erlaß von Rechtsverordnungen 
ermächtigen und zwar auch durch denselben Minister 
(vgl» BVerfGE 2, 507 [318, 321] betr» Änderungen in 
den Abgrenzungen von Gerichtsbezirken durch den Reichs- 
ministcr der Justiz)»

Die Ermächtigung zum Erlaß einer Satzung ist 
nicht nach Art» 129 Abs» 3 GG erloschen» Dieser Yer- 
fassungsartikel ist hier dahin zu verstehen, daß die 
Ermächtigung im § 7 Abs» 2 Satz 2 Halbsatz 2 Spiel- 
bank-VO nicht zu deren Ergänzung oder Änderung legiti­
mieren darf» Zulässig sind dagegen Ermächtigungen zum
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Erlaß von Ausführungs- oder Durchführungsverordnungen, 
die lediglich das bisher Gesagte in Einzelheiten weiter 
durchführen, das Gewollte entfalten (Mangoldt, GG/1.
Auflc, Art. 129 Anm. 3 c; Bonner Kommentar, Arte 129 
Anm. II D 2 b). Zu nichts anderem ermächtigt aber §
7 AbSo 2 Satz 2 Halbsatz 2 Spielbank-VO, wonach der 
Reichsminister des Innern "das Nähere" in einer Satzung 
regelte In § 7 Abs0 2 der Spielbank-VO selbst wird 
schon bestimmt, daß das Spendenaufkommen "zugunsten der 
Gefolgschaft (für Besoldung, sonstiges Arbeitsentgelt, 
Wohlfahrtszwecke).sowie für gemeinnützige Zwecke" zu 
verwenden ist. Die Ermächtigung enthält nicht die 
Befugnis, bei der Verwendung des Spendenaufkommens 
weitere, nicht aufgeführte Gesichtspunkte zu berück­
sichtigen. Diese sind vielmehr erkennbar abschließend 
aufgezählt. Dem Satzungsgeber wird nur überlassen, den 
Verteilungsschlüssel nach Maßgabe der angeführten Ver­
wendungszwecke zu bestimmen, d.h. das Programm der 
Spielbank-VO in den Einzelheiten auszuführen. Damit 
ist aber die Ermächtigung bereits so konkretisiert, 
daß sie mindestens annähernd sogar dem Erfordernis 
des Art. 80 Abs. 1 Satz 2 GG genügen 'würde. Das Bundes­
verfassungsgericht verlangt insoweit nur, daß die Er­
mächtigung ein zu verwirklichendes "Programm" angeben 
muß (BVerfGE 4, 7 [22]; 5, 71 C771; 8, 274- C307, 315,
514-, 3183).

Die Ermächtigung, "das Nähere" durch eine Satzung 
zu regeln, verstößt auch heute nicht gegen den Grund­
satz der Tarifautonomie (Art. 9 Abs. 3 GG). Troncsatzungen 
können daher auch nach Inkrafttreten des Grundgesetzes 
noch erlassen werden. Nach der Rechtsprechung des Bundes­
verfassungsgerichts, der sich der Senat anschlicßt, be­
trifft das Grundrecht der Koalitionsfreiheit nicht nur 
den Zusammenschluß (von Arbeitnehmern) als solchen, 
sondern auch den mit diesem Zusammenschluß verfolgten 
Gesamtzweck, nämlich die Arbeitsbedingungen zu ge­
stalten. Allerdings schützt Art. 9 Abs. 3 GG ver­
fassungsrechtlich nur einen "Kernbereich"; der Gesetz-

- 16 -JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


16 -

geber muß ein 'TarifVertragssystem zur Verfügung 
stellen (BVerfGE 4, 96 [106] = AP Nr» 1 zu Art» '9 
GG; BVerfGE 18, 18,[26] = AP Nr» 15 zu § 2 TVG;
BVerfG AP Nr« 7 zu Art» 9 GG Ziff» 2 c)» Damit ist 
aber nicht die staatliche Gesetzgebung auf dem Ge­
biet des Arbeitsrechts und der Regelung von Arbeits­
bedingungen schlechthin ausgeschlossen» Auch nach dem 
Inkrafttreten des Grundgesetzes sind zahlreiche Ge­
setze und andere Rechtsvorschriften erlassen worden, 
die um, auch materielle, meist dem Schutz des Arbeit­
nehmers dienende Arbeitsbedingungen setzen» In den 
"Kernbereich" eines Tarifvertragssystems greift eine 
"das Nähere" regelnde Satzung nicht ein» § 7 Abs» 2 
Satz 2 Halbsatz 2 Spiclbank-VO ermächtigt, wie im 
vorstehenden Absatz bereits ausgeführt, nur dazu, das 
Spendenaufkommen auf die verschiedenen genannten Zwecke 
zu verteilen» Nur der Verteilungsmaßstab ist durch 
Satzung zu regeln» Die Bestimmung der weiteren Faktoren 
des Arbeitsentgelts, insbesondere der Punktanteile und 
des festen Grundgehalts, bleibt in erster Linie der 
einzel- oder kollektivvertraglichen Regelung Vorbe­
halten (vgl» § 2 Abs» 1 Buchst» a letzter Satz Tronc- 
satzung 1961)» Zwar stellen auch die den Beschäftigten 
einer Spielbank zufließenden Troncanteile Arbeitsent­
gelt dar (BAG 16, 72 = AP Nr» 15 zu § 626 BGB Verdacht 
strafbarer Handlung)» Es darf aber nicht übersehen 
worden, daß es sich bei der gesamten Regelung des Spenden­
wesens und der Troncverteilung um. für das Arbeitsrecht 
durchaus atypische Bestimmungen und Verhältnisse handelt, 
bei denen der Ordnungsgedanke der Verbotsnorm des § 7 Abs» 
1 Spiclbank-VO im Vordergrund steht» Unter diesen Um­
ständen verstößt eine Troncsatzung, die sich darauf 
beschränkt, in Durchführung des § 7 Abs» 2 Spielbank- 
VO die Einzelheiten, insbesondere den Verteilungsmaß­
stab des Spendenaufkoramcns zu regeln, nicht gegen Art»
9 Abs» 5 GG»

e) Die Frage, ob die auf den Reichsminister des 
Innern ausgestellte Ermächtigung zum Erlaß einer Tronc-
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satzung nach Arte 129 Abs» 1 GG nunmehr auf den Bayerischen 
Staatsminister des Innern übergegangen ist, wie der Be­
klagte annimmt, oder etwa- auf den Bundesminister dos 
Innern, was die Ungültigkeit der Troncsatzung bereits 
aus diesem Grunde zur folge hätte (vgl. das zur Ver­
öffentlichung in der Amtlichen Sammlung vorgesehene 
Urteil des Senats vom 16. Juni 1966 -.5 AZR 438/65 -), 
muß hier offen bleiben» Die Beantwortung dieser frage 
hängt nämlich mit davon ab, ob die Spielbank-VO als 
Bundes- oder Landesrecht fortgilt. Darüber herrschen 
zwischen den Parteien ileinungsverschiedenheiten, so daß 
der Senat an sich gemäß Art» 126 GG zur Vorlage an das 
Bundesverfassungsgericht genötigt wäre» Der Senat ist 
der Auffassung, daß sich die Vorlagepflicht entsprechend 
dem Wortlaut des Art» 126 GG (fortgelten von Recht als 
Bundesrecht) nicht auf die fortgeltung von formellen Ge­
setzen als Bundesrecht beschränkt. Zwar stellt § 86 
Abs. 2 BVerfGG darauf ab, ob die fortgeltung eines Ge- 
setz_es als Bundesrecht streitig ist. Mangels irgend­
welcher Anhaltspunkte aus der Entstehungsgeschichte des 
BVerfGG ist aber nicht anzunehmen, daß der Gesetzgeber 
das konkrete Normenkontrollverfahren des § 86 Abs. 2 BVerfGG 
in Abweichung von Art. 126 GG auf formelle Gesetze be­
schränken wollte (Geiger, BVerfGG, § 86 Anm. 3; a.H„: 
Lechner, BVerfGG, § 8.6 Anm. b zu Abs. 2; offen gelassen 
BVerfGE 3> 357 C359])» Diese Vorlage darf aber nur er­
folgen, wenn die frage der fortgeltung von Recht als 
Bundesrecht nicht nur streitig, sondern für den Rechtsstreit 
auch erheblich ist'(§ 86 Abs. 2 BVerfGG). Da aber die 
Troncsatzung jedenfalls aus den unter Ziff. 2 zu er­
örternden Gründen unwirksam ist, muß die logisch- an 
sich vorrangige frage, ob überhaupt das beklagte Land 
zum Erlaß der Troncsatzung auf Grund der Spielbank-VO 
legitimiert war, offen bleiben.

2) Die Troncsatzung 1961, nach der der Beklagte zu 
den beanstandeten Entnahmen aus dem Tronc der Spiel—
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bank Bad Uiessee befugt wäre, ist jedenfalls in den 
folgenden Punkten wegen Unvereinbarkeit mit der Spiel- 
bank-VO unwirksam, was wegen des inneren Zusammenhangs 
der Troncregelung zumindest zur Unwirksamkeit des § 2 
AbSo 1 Buchstabe b und Abs» 2 und damit auch des § 3 
der Troncsatzung 1961 führte Diese Bestimmungen bilden 
eine untrennbare Einheit (vglo BVerfGE 8, 274- [301] ).

a) Die Troncsatzung 1961 faßt 20 % des Spendenauf- 
kommens (§ 2 Abs. 1 Buchstabe b) sowie die restlichen 
5 % (§ 2 Abs. 2) aller Spielbanken zur Bestreitung be­
stimmter Ausgaben aller Spielbanken und zur Bildung 
einer Rücklage zusammen,, Das ist unzulässige Das Tronc- 
aufkommen hat vorbehaltlich der teilweisen Verwendung 
für gemeinnützige Zwecke im Betrieb zu verbleiben. Der 
Wortlaut des § 7 Spielbank-VO geht von einer betriebs­
bezogenen Betrachtungsweise aus. Es ist stets von der 
einzelnen Spielbank die Rede» Die Präge, wie die Tronc- 
verteilung zu erfolgen hat, wenn ein Unternehmer etwa 
mehrere Spielbanken betreibt, stellte sich dem Ver­
ordnungsgeber 1938 und auch 194-4- nicht, weil die da­
mals vorhandenen wenigen Spielbanken jeweils von ver­
schiedenen Unternehmern betrieben wurden«. Die Spiel- 
bank-VO geht aber nicht nur von dem Betrieb der 
einzelnen Spielbank aus, sondern schreibt auch vor, 
das Spendenaufkommen der Besucher der Spielbank sei 
u.a. . zugunsten der Gefolgschaft zu verwenden. Mit 
der Regelung des § 7 Spielbank-VO sollten zwar un­
mittelbare Rechtsbeziehungen zwischen dem einzelnen 
Spieler und dem einzelnen Beschäftigten der Spielbank 
ausgeschlossen werden, aber nicht auch noch die Be­
triebsbindung des Spendenaufkommens überhaupt.

Etwas anderes könnte nur gelten, wenn die vier 
vom Beklagten betriebenen Spielbanken in Wahrheit 
eine betriebliche Einheit darstellten. Das ist aber 
gerade nicht der Pall. Rach § 1 Abs. 2 der Zuiassungs- 
(Konzessions-)urkunde vom 16. März 1961 sind die Spiel­
banken unter zentraler Leitung der Direktion als "Eigen- 
botricbe des Proistaats Bayern, gern. § 15 Reichshaushalts­
ordnung einzurichten. Sie können als ein Betrieb oder 
- 19 -
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als mehrere Betriebe organisiert werden»" Aus der Be­
triebssatzung von 2o Juni 1961 ergibt sich nun eindeutig, 
daß die einzelnen Spielbanken des Beklagten vonein­
ander unabhängige Betriebe sind, die nur der Aufsicht 
durch den Zweig unterliegen» Nach § 2 Abs» 1 der Be­
triebssatzung ist jede der Spielbanken ein eigener 
kaufmännisch eingerichteter Betrieb, und § 6 Abs» 1 
und 2 aaO bestimmen, daß die Leitung des einzelnen. Bc^ 
triebes einem Direktor obliegt, der den beklagten Frei­
staat bei den regelmäßig im Betrieb anfallenden Rechts­
geschäften vertritt»

b) Die Troncsatzung 1961 sieht vor, daß aus dem Tronc- 
aufkommen die Personal- und SachaufWendungen des Zweigs 
gedeckt werden (§ 2 Abs» 1 Buchstabe b, Abs» 2)» Auch 
diese Regelung ist unzulässig» § 7 Abs» 2 Spielbank-VO 
sieht die Verwendung des Troncaufkommens nur für die 
Gefolgschaft■der einzelnen Spielbank (siehe oben Buch­
stabe a) so\ri.e für gemeinnützige * Zwecke vor» Unter "Ge­
folgschaft" ist im Sinne der damals gebräuchlichen 
Terminologie der Kreis der Arbeiter und Angestellten des 
einzelnen Betriebes zu verstehen, dem der "Führer des 
Betriebes" gegenübersteht (§ 1 AOG; § 2 AOGÖ)»

Die beim Zweig beschäftigten Personen sind zwar'für 
die Spielbanken tätig, aber nicht bei einer einzelnen 
Sniplbank» Nur für die bei. der Spielbank Beschäftigten 
gilt .das Verbot der Annahme von Zuwendungen des § 7 Abs»
1 Spielbank-VO mit der damit zusammenhängenden besonderen 
Troncregclung des § 7 Abs» 2 aaO» Der Zweig ist aber 
organisatorisch vollkommen von den einzelnen Spielbanken 
getrennt» Er bildet eine Verwaltungsabteilung der Staat­
lichen Lotterieverwaltung beim Bayerischen Staatsministeri­
um der Finanzen (§ 3 Abs» 2 der Betriebssatzung für die 
Spielbanken vom 2» Juni 1961)» Der Zweig hat im wesent­
lichen Aufsichtsfunktionen (§§ 3 Abs» 1, 9? 12 der Be­
triebssatzung) ,-während dem einzelnen Spielbankdirektor 
die Leitung des Betriebes zusteht (§6 der Betriebs­
satzung)». Nur die in § 9 der Betriebssatzung aufgeführten
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Geschäfte bedürfen der Genehmigung des Zweigs» Kann demnach 
schon die Bezahlung des Personals des Zweigs nicht aus 
Troncmittoln erfolgen, so gilt dies erst recht für 
den Sachaufwand» Die Verwendung von Troncmitteln für 
Verwaltungsaufwand, auch der einzelnen Spielbank selbst, 
sieht § 7 Spielbank-VO schlechthin nicht vor»

c) Die Troncsatzung 1961 enthält keine Bestimmung 
über die Verwendung von Troncmitteln für gemeinnützige 
Zwecke» Da die Spielbank-VO i»d»F» v» 1944- rechtswirk- 
san ist (vgl» oben Ziff» 1 b), liegt auch insoweit ein 
Verstoß gegen § 7 Abs. 2 Satz 2 Spielbank-VO vor. Nach 
deren Wortlaut ist davon auszugehen, daß es nicht im 
Belieben des Satzungsgebers steht, ob er etwas für ge­
meinnützige Zwecke abzweigen will oder nicht» Nach der, 
Überzeugung des Senats ist vielmehr die Verwendung des 
Troncaufkommens auch für gemeinnützige Zwecke grund­
sätzlich zwingend vorgeschrieben» Das Aufkommen aus 
den Spielergebnissen selbst ist sogar in erster Linie 
gemeinnützigen Zwecken zuzuführen (§ 1 Abs. 2 Spiel­
bankgesetz)» Die Spielbankabgabe für die vom Beklagten 
betriebenen Spielbanken beträgt 80 % der Bruttospiel­
erträge (§ 10 der Zulassungsurkunde vom 16» März 1961).
Es kann hier dahinstehen, ob von einer Verwendung 
für gemeinnützige Zwecke abgesehen werden kann, wenn 
und solange das Spendenaufkommen der Spielbank'sonst 
nicht ausreichen würde, um die Aufwendungen zugunsten 
der Gefolgschaft der Spielbank für Besoldung, sonstiges 
Arbeitsentgelt und Vohlfahrtszwecke zu decken» Es ist 
hier auch nicht zu entscheiden, ob etwa heute noch 
rückwirkend für vergangene Zeiträume die Bestimmung 
von Troncmitteln für gemeinnützige Zwecke zulässig 
ist. Jedenfalls hätte die Troncsatzung zumindest für 
den Pall die Förderung gemeinnütziger Zwecke berück­
sichtigen müssen, daß das Spendenaufkommen echte Über­
schüsse aufweist»

Auf etwaige weitere Gründe für die Unwirksamkeit 
der Troncsatzung 1961 kommt es somit nicht mehr an»
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Insbesondere braucht nicht auf die Frage der Zulässig­
keit einer Rücklagenbildung (§ 3 TroncSatzung 1961) 
überhaupt eingegangen zu werden, nachdem der Beklagte 
selbst durch § 9 ioV.n. § 7 der froncsatzung 1963 die 
Auflösung der bis zum 30o November 1962 angesammelten 
Rücklage vorgesehen hat,. Daß der dort vorgesehene Ver- 
toilungsmaßstab mit § 7 Abs. 2 Spielbank-VO nicht ver­
einbar ist, wird unter Ziff. 4-, Buchstabe e zu erörtern 
sein,

3) Aus der F.ortgeltung der Spielbank-VO iod,F, von 
1944- (vgl. Ziffo 1) und der Unwirksamkeit der Troncsatzung 
1961 in den hier wesentlichen Funkten (Ziffo 2) ergibt 
sich für die vom Kläger beanstandeten Entnahmen des Be­
klagten aus dem Troncaufkommen folgendes:

a) Arbeitgeberanteile zur Sozialversicherung
(33.201,62 DH),
Diese Entnahmen sind zulässig. Zwar handelt es sich 

nicht um "Besoldung" oder "sonstiges Arbeitsentgelt" in 
allgemeinen arbeitsrechtlichen Sinne, mag man unter den 
Begriff "Arbeitsentgelt" auch jede Gegenleistung des 
Arbeitgebers an den Arbeitnehmer für dessen Arbeits­
leistung verstehen (vgl. Hueck-Nipperdey, Lehrbuch des' 
Arbeitsrechts, 7° Aufl.j§ 40 S. 262 Fußnote 2). Denn der 
Arbeitgeber hat seinen Anteil zur Sozialversicherung 
kraft öffentlich-rechtlicher Verpflichtung an den Sozial­
versicherungsträger zu leisten, damit dieser die Mittel 
für seine Versicherungsleistungen erhält (vgl. § 1382 
RVO; § 109 AngVG). Diese Verpflichtung ist dem Arbeit­
geber aber im Interesse des Arbeitnehmers auferlcgt 
und kommt diesem ausschließlich zugute. Es handelt sich 
um einen Vorteil, der dem Arbeitnehmer kraft besonderer 
gesetzlicher Bestimmung aus seiner Arbeit zufließt 
(BGHZ 43, 378 = AP Nr. 3 zu § 249 BGB). Wegen dieses 
inneren Zusammenhangs zwischen dem Arbeitsverhältnis 
und dessen Entgelt mit den Versicherungsleistungon des 
Arbeitgebers ist es deshalb gerechtfertigt, im Sinne 
des § 7 Abs. 2 Satz 2 Spielbank-VO auch die Arbeitgeber-
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anteile zur Sozialversicherung als "sonstiges Arbeits­
entgelt" anzusehen» Die Regelung der Spielbank-VO geht 
in Abweichung von dem normalen Typ des Arbeitsverhält­
nisses davon aus, daß der gesamte an sich vom Arbeit­
geber zu tragende Personalaufwand dem Spendenaufkommen 
entnommen wird» Ist dem aber so, so können auch keine 
grundsätzlichen Bedenken dagegen bestehen, die Arbeit­
geberanteile aus diesem Fonds zu decken»

Alle anderen Posten hat aber der Beklagte zu Un­
recht aus dem Tronc entnommen,

b) Spielbarküberwachung; (55.600.- DM) und polizei­
liche Überwachung (3.600,- DH).
Wie unter Ziff» 2), Buchstabe b) bereits näher aus­

geführt ist, dürfen aus dem Spendenaufkommen nur die 
Personalaufwendungen für die Beschäftigten der jeweiligen 
Spielbank entnommen werden. Die Beamten der Spielbank­
überwachung und der polizeilichen Überwachung gehören 
aber nicht zum Personal der einzelnen Spielbank» Die 
Troncsatzung 1963 unterscheidet zwischen dem spieltech­
nischen Personal der einzelnen Spielbank (§ 3 Abs» 3), 
den sonstigen Bediensteten der Spielbank (§ 4 Abs» 1) 
und den Personalaufwendungen für den Zweig und die Be­
amten der Spielbanküber\v-achung (§ 6), die also nicht 
zum Personal der einzelnen Spielbank gehören. Zwar er­
wähnt die Troncsatzung 1961 die Beamten der- Spielbank­
überwachung nicht besonders, Mangels abweichenden Partei- 
vortrags oder anderweitiger Feststellungen ist aber 
davon auszugehen, daß auch in dem hier in Betracht kommen­
den Zeitraum die Verhältnisse gleichgelagert waren»

Nichts anderes gilt für den Posten polizeiliche 
Überwachung, Nach § 11 der Zulassungsurkunde vom 16»
März 1961 hat der Betrieb- "dem Träger .der Polizei11 die 
Kosten der Überwachung zu ersetzen. Es handelt sich dem­
nach nicht um Angehörige der Spielbank, Wenn § 11 aaO 
weiter bestimmt, diese Ausgaben "sind Betriebsausgaben 
der Spielbanken", so steht diese Fiktion im Widerspruch
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zu § 7 Abs« 2 Spielbank-VO.
c) Geschäftsführer der_ Spielbsmk_ P22^°P2_,pi_ DH).
Wie zwischen den Parteien unstreitig ist, handelt es 

sich bei dem Geschäftsführer um einen Staatsbeamten im 
Range eines Amtsrats, der als Direktor die Spielbank 
Bad Wiessee leitet (§ 6 der Betriebsatzung vom 2, Juni 
1961)o Ihm obliegt die Geschäfts- und Wirtschaftsführung 
(§ 8 der Betriebsatzung), vorbehaltlich des Genehmigungs­
vorbehalts des Zweigs in den in § 9 der Betriebsatzung 
aufgeführten Fällen (Einstellung und Entlassung von An­
gestellten, soweit sich der Zweig die Genehmigung vorbe­
hält; Abschluß von Verträgen über 1.000,- DH; Eröffnung 
eines Bankkontos; Stundungen, Niederschlagung usw., so­
fern es sich im Einzelfall um Forderungen von mehr als 
500,- DM handelt). Der mit diesen Befugnissen der un­
mittelbaren Leitung der Spielbank ausgestattote Geschäfts­
führer gehört nicht zur "Gefolgschaft” des Betriebes; 
er ist vielmehr "Führer des Betriebes" (§ 1 A0G; § 2 A0GÖ; 
vgl. oben Ziff. 2) Buchst, b). Auch für öffentliche Ver­
waltungen und Betriebe ging das AOGÖ von. dem für die 
private Wirtschaft verendeten Begriffspaar Führer und 
Gefolgschaft aus. Der Führer des Betriebes gehörte niemals 
zur Gefolgschaft (vgl,. Hueck-Nipperdey-Dietz, Komm, zum 
A0G und AOGÖ, 4. Auf1., 1943,§ 1 AOG Anm. 32; § 2 AOGÖ 
Anm. 4). Auch die Beamten rechneten grundsätzlich nicht 
hierzu (Hueck-Nipperdey-Dietz, aaO, § 1 AOG Anm. 25; § 2 
AOGÖ, Anm. 4). Der Genehmigungsvorbehalt des Zweigs für 
bestimmte Arten von Rechtsgeschäften betrifft nicht das 
Verhältnis des Betriebsführers zur Gefolgschaft, sondern 
zum Staat (Spielbankunternehmer). Zumindest xväre der Ge­
schäftsführer als "verdrängender Stellvertreter" des Be­
triebsführers im Sinne des § 3 Abs. 2 AOG anzusehen; eine 
solche Stellvertretung war auch bei öffentlichen Betrieben 
möglich (Hueck-Nipperdey-Dietz, aaO, § 3 AOG Anm. 10; § 2 
AOGÖ Anm. 3)°

aj_ Personalkosten des Zweiges .(1 3^649j5P. PW)^
Daß die Abzweigung der Personalkosten des Zweiges 

durch die Spieibank-VO nicht gedeckti'Ict, wurde bereits
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bei der Prüfung der Gültigkeit der Troncsatzung aus­
geführt (Ziff, 2 b),

e) Für B j n i c h t _ verwendeter Überschuß

Der an 30» November 1962 gemäß § 3 der Troncsatzung 
1961 vorhandene Uberschuß aus 25 % des Spendenaufkommens 
der Spielbank Bad Wiessee sollte gemäß §§ 9» 7 der Tronc­
satzung 1963 verteilt werden (vgl, Tatbestand S, 6), 
Zwischen den Parteien ist unstreitig, daß an die Arbeit­
nehmer der Spielbank B 1 W. ein wesentlich geringerer
Betrag zur Ausschüttung gelangte, als an Spendenbeträgen 
in dieser Spielbank eingegangen sind. Das geht darauf 
zurück, daß nach dem eigenen Vortrag des Beklagten in 
anderen Spielbanken der Überschuß aus dem 255&Lgen An­
teil des Spendenaufkommens zur Deckung der in der Tronc- 
satzung 1961 vorgesehenen Personalausgaben nicht ausr 
reichte. Der Kläger macht lediglich seine Punktanteiie 
von 10/8 aus den in B . W ■ angefallenen, aber dort
nicht verteilten Beträgen des Überschusses geltend, die 
rechnerisch unstreitig sind,

§ 9 ioV„m, § 7 Abs, 1 Troncsatzung 1963 sind inso­
weit unwirksam, als sie davon ausgehen, daß die Über­
schüsse aus 25 % des Spendenaufkommens aller Spielbanken 
der Beklagten nach den jeweiligen Tarifverträgen oder 
Dienstvereinbarungen auf die einzelnen Spielbanken zu 
verteilen sind. Sowohl die Troncsatzung 1961 als auch 
die von 1963 geht im Ansatz davon aus, daß zunächst 
einmal 25 % des 1'roa.c der Spielbanken zusammengefaßt, 
also "in einen Topf geworfen” werden. Diese Regelung 
ist mit § 7 Spielbank-VO, wie bereits unter Ziff, 2) 
a) ausgeführt wurde, unvereinbar. Es ist vielmehr von 
der Betriebseinheit der einzelnen Spielbank auszu­
gehen, Wenn demnach angesammelte Rücklagen - sofern 
diese überhaupt zulässig sein sollten - wieder aufgelöst 
werden, muß für die.einzelne Spielbank der von ihr stammen­
de Betrag auch in vollem Umfang wieder verwendet werden. 
Auch ein Tarifvertrag oder eine Dienstvereinbarung kann 
nicht gegen zwingende und vorrangige Rechtsnormen ver-
- 25 - .
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stoßen., Deshalb ist auch eine anderweitige Verteilung 
der Überschüsse auf die einzelnen Spielbanken gemäß 
§ 3 Ziff. 4 des zwisehen dem Beklagten und der DAG 
abgeschlossenen Gehaltstarifvertrages vom 14. Januar 
1963 nicht gerechtfertigte

4) Sind demnach von den beanstandeten Entnahmen 
nur die für Arbeitgeberanteile zur Sozialversicherung 
mit der Spielbank-VO vereinbar, so kann die Klage im 
übrigen'doch nur bezüglich des letzten Hilfsantrages 
Erfolg haben,, Denn unmittelbare Zahlungsansprüche stehen 
dem Kläger derzeit nicht zu. Die Vorschrift des § 7 
Abs. 2 Satz 2 Spielbank-VO i.d.P. von 19^4 ist mangels 
näherer genereller Bestimmung der Grundsätze für die 
Verteilung des Spendenaufkommens nicht vollziehbar. Es 
ist zwar richtig, daß insbesondere den Verfassungsbe­
stimmungen ein "Drang zur größtmöglichen Verwirklichung" 
(Jellinek, DÖV 54, 595) innewohnt, so daß das Bundes­
verfassungsgericht in verschiedenen Fällen die unmittel­
bare Wirkung einer Verfassungsnorm trotz Fehlens einer 
vorgesehenen näheren gesetzlichen Regelung bejaht hat. 
Auch das Bundesarbeitsgericht hat z.B. die Anfechtung 
der Wahl von Arbeitnehmervertretern zum Aufsichtsrat 
einer Aktiengesellschaft schon vor Erlaß der im Betriebs­
verfassungsgesetz vorbehaltenen besonderen Rechtsver­
ordnung für zulässig erachtet (BAG 1, 121, 166 = AP 
Nr. 1 und 2 zu § 76 BetrVG).

Diese Fälle sind aber mit dem hier zu entscheidenden 
nicht vergleichbar. Hier geht es um die Verteilung 
eines Fonds, der einer Vielzahl von Arbeitnehmern 
direkt oder indirekt zugute kommen soll. Eine einzel- 
vertragliche Regelung ist noch hinsichtlich des Punkt­
anteils des einzelnen Arbeitnehmers der Spielbank denk­
bar, obwohl dessen Höhe sich bereits mittelbar auf die 
Wertigkeit der Punktanteile der anderen Arbeitnehmer 
auswirkt. Einer Einzelvereinbarung schlechthin un­
zugänglich ist aber der Verteilungsmaßstab für die Ver­
wendung des Spendenaufkommens. Er muß notwendig durch 
eine kollektive, für alle verbindliche Regelung bestimmt.
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werden, wobei hier dahingestellt bleiben kann, in­
wieweit diese Regelung durch die vorgesehene Satzung 
zu erfolgen hat oder auch einer Normierung durch 
Tarifverträge oder Dienstvereinbarungen zugänglich 
ist» Demgemäß ist auch eine ergänzende Vertragsaus- 
legung des Einzelarbeitsvertrages, wie sie das Ar­
beitsgericht vorgenommen hat, nicht möglich»

Es kommt noch hinzu, daß grundsätzlich Teile 
des Spendenaufkommens auch für gemeinnützige Zwecke 
vorzusehen sind (Ziff» 2 Buchstabe c)» Auch eine der­
artige Zweckbestimmung kann nur durch Vorschriften 
geschehen, die über das Einzelarbeitsverhältnis hinaus­
reichen, in erster Linie durch die in der Spielbank- 
VO vorbehaltene Satzung» Die Frage, ob in dem hier 
zu entscheidenden Fall jetzt noch rückwirkend für 
die Zeit ab 1» Oktober 1961 eine Abzweigung von 
Troncnittcln für gemeinnützige Zwecke rechtlich 
zulässig und geboten ist, nachdem der Beklagte in 
den TroncSatzungen 1961 und 196p hierfür keine Be­
träge vorgesehen hat, bedarf nicht der Entscheidung»

Schließlich ist auch aus der Übergangsvorschrift 
des § 11 Abs» 1 Spielbank-VO nichts dafür zu ent­
nehmen, daß schon kraft Spielbank-VO subjektive Zahlungs­
ansprüche der Arbeitnehmer der Spielbank bestehen» § 11 
Abs» 1 Spielbank-VO befaßt sich mit dem rückwirkenden 
Inkrafttreten des § 7 und stellt klar, daß ein "Anspruch 
auf Nachzahlung" deswegen nicht besteht» Zahlungsan­
sprüche auf Grund des § 7 Abs» 2 Spielbank-VO bestehen 
aber nur nach Maßgabe einer näheren Satzungs- oder 
sonstigen kollektiven Regelung»

Wenn demnach keine unmittelbaren Zahlungsan­
sprüche des Klägers in Höhe von 10/8 Funktanteilen 
aus den beanstandeten Troncentnahmen bestehen, so 
sind der Hauptantrag und die beiden ersten Hilfsan­
träge unbegründet» Wohl aber hat der letzte Hilfs­
antrag auf Feststellung der Unzulässigkeit der Ent­
nahmen mit Ausnahme des Postens Arbeitgeberanteiie
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zur Sozialversicherung (35=201,52 DM) Erfolg» Daß die 
weiteren Entnahmen durch die Spielbank-VO nicht ge­
deckt sind, ist bereits unter Ziff. 3) ausgeführt»
Es handelt sich auch um ein Rechtsverhältnis im Sinne 
des § 256 ZPO, an dessen alsbaldiger Feststellung der 
Kläger ein rechtliches Interesse hat» Zwar steht noch 
nicht fest, ob und inwieweit sich die Einkünfte des 
Klägers aus dem um die unzulässigen Entnahmen erhöhten 
Troncaufkommen unmittelbar steigern werden» Es wird 
aber eine teilweise Klarstellung der Grundlagen für 
die Verteilung des Troncaufkommens herbeigeführt» Das 
genügt (vgl. BGH EM Nr. 1 zu § 91 a ZFO = NJV 51, 360). 
Selbst die Feststellung von bedingten Ansprüchen, bei 
denen der Eintritt der Bedingung noch völlig ungewiß 
ist, wird von der Rechtsprechung für möglich angesehen 
(BAG AP Nr. 1 zu § 16 AOGÖ; BGH EM Nr» 1 zu Architekten- 
vertrag = NJV/ 61, 1165; Wiesczorek, ZPO,§ 256 Anm» B I 
b 5, D III a I)» Auch das rechtliche Interesse des 
Klägers an der alsbaldigen Feststellung ist zu bejahen. 
Dem Kläger stehen unstreitig 10/8 Punktanteile an dem 
Troncaufkommen zu, soweit dieses nicht im Rahmen der 
Spielbank-VO anderweit verwendet wird» Das zahlenmäßige 
Ergebnis aus den Punktanteilen des Klägers kann also 
durch unzulässige Entnahmen aus dem Tronc geschmälert 
werden. Der Kläger hat ein legitimes Interesse daran, 
daß 'diese bedingten Ansprüche nicht durch derartige 
Entnahmen gefährdet werden (vgl. BAG 15, 174- H78] =
AP Nr» 32 zu Art» 9 GG Arbeitskampf).

gez. Dr. Boldt Dr. Auffarth Siara 
Kutschbach Dr» Eck
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